
Von Matthias Elbers

Die Urteile im Strafprozess zu den
desaströsen Derivategeschäften
bei den Kommunalen Wasser -
werken Leipzig (KWL) sind ge -
sprochen, doch die Hintergründe
bleiben ungeklärt. Dem „Neuen
Kämmerer“ liegen Dokumente vor,
die auf eine unrühmmliche Rolle
der UBS hinweisen.

R
ichter Karsten Nickel machte kur-
zen Prozess: Nur neun Verhand-
lungstage benötigte er, um das

Strafverfahren zum Derivateskandal rund
um die KWL über die Bühne zu bringen.
Den ehemaligen KWL-Geschäftsführer
Klaus Heininger verurteilte er wegen Un-
treue, Bestechlichkeit, Bilanzfälschung
und Steuerhinterziehung zu vier Jahren
und elf Monaten Gefängnis. Heininger
hatte gestanden, von den beiden mitange-
klagten Geschäftsführern des Schweizer
Unternehmens Value Partners Associates,
Jürgen Blatz und Berthold Senf, mehrfach
bestochen worden zu sein. Als Gegenleis-
tung hatte er wiederholt Geschäfte getä-
tigt, für die Blatz und Senf als Arrangeure
Provisionen kassierten.

Die folgenschwersten Deals tätigte
Heininger zwischen Juni 2006 und März
2007. Damals schloss er mit der UBS und
anderen Banken insgeheim vier Collateral
Debt Obligations (CDO) ab, mit denen die
KWL für internationale Kreditrisiken ein-
stand, die in tranchierten Portfolien gebün-
delt waren. Die KWL wurde damit zum
Kreditversicherer der Banken. Im Gegen-
zug erwarb Heininger von der UBS Aus-

fallversicherungen für Anleihen, mit de-
nen künftige Zahlungsansprüche aus alten
Cross-Border-Leasing-Geschäften (CBL)
der KWL abgesichert worden waren. Die
UBS profitierte von diesem Risikotausch
unmittelbar. Sie konnte schlechte Risiken
aus ihren Büchern nehmen. Umgerechnet
rund 36 Millionen Euro war ihr das wert.
Heininger manövrierte das Geld an den
Aufsichtsorganen der KWL vorbei auf
schwarze Konten im Ausland. Den Lö-
wenanteil davon strichen Blatz und Senf
ein. Heininger erhielt von ihnen rund 3,5
Millionen US-Dollar Schmiergeld.

Das Ganze flog auf, als Ende 2009 bei
der KWL erste Zahlungsaufforderungen

aus den CDO-Deals eingingen. Mittler-
weile sind bei allen vier CDOs Ausfälle im
Portfolio zu verzeichnen. Die KWL sieht
sich seitdem mit horrenden Forderungen
konfrontiert. Die UBS und zwei andere
Banken, die von der UBS bei den Deriva-
tedeals zwischengeschaltet wurden, ver-
langen rund 285 Millionen Euro.

Weil die KWL sich weigert, für die Ver-
luste einzustehen, sind die finanziellen
Konsequenzen der nebulösen Deals noch
völlig offen. Auch die strafrechtliche Auf-
bereitung des Skandals ist noch nicht ab-
geschlossen. Zwar erhielten auch Blatz
und Senf mehrjährige Haftstrafen, den-
noch hat die Staatsanwaltschaft Revision

eingelegt. Während des Prozesses hatte
Staatsanwalt Till von Borries immer wie-
der versucht, die Hintergründe des Tat-
komplexes aufzuarbeiten. Er wollte nach-
weisen, dass schon der Abschluss der
CDO-Geschäfte durch Heininger eine Un-
treuehandlung zum Nachteil der KWL ge-
wesen sei und dass auch UBS-Mitarbeiter
in die krummen Geschäfte verstrickt wa-
ren. Doch Richter Nickel ließ sich darauf
nicht ein und blockte die Staatsanwalt-
schaft ab.

Das ist vor allem für die Stadt Leipzig
eine herbe Enttäuschung, deren Oberbür-
germeister Burkhard Jung sich eine lü-
ckenlose Aufklärung erhofft hatte. Jung
erachtet die Derivategeschäfte für nichtig,
da sie von vornherein so konzipiert gewe-
sen seien, dass die KWL nur verlieren
konnte. Er teilt die Vermutung der Staats-
anwaltschaft, dass eine kriminelle Seil-

schaft am Werk gewesen sei, zu der auch
UBS-Mitarbeiter zählten.

Damit könnten sie tatsächlich richtig
liegen. Vertrauliche Unterlagen und E-
Mail-Protokolle, die dem „Neuen Kämme-
rer“ vorliegen, deuten darauf hin, dass
UBS-Mitarbeiter möglicherweise stärker
in die Machenschaften von Heininger,

Wettbewerbsvorteil Wutbürger

Warum Stadtwerke 
von der Protestwelle gegen
Großprojekte profitieren

Seite 13

Kommentar

Trockenübung

M
an kann kommende Probleme
so lange ignorieren, bis man
selbst aus dem Amt ist. Das ist

in der Politik nichts Ungewöhnliches. Man
kann auch auf ein Wunder hoffen. Die sind
aber selten. Der Kämmerer darf beides
nicht, er steht für die Zukunftsfähigkeit der
Kommune. Die darf er nicht aufs Spiel 
setzen.

Es ist vollkommen legitim, wenn Käm-
merer sich gegen Risikoaufschläge für
Kommunalkredite wehren. Vielleicht ha-
ben sie sogar gute Argumente. Eine Garan-
tie durchzudringen ist das nicht. Doch der
Erfolg an der Margenfront wäre ohnehin
ein Pyrrhussieg: Die Banken werden sich
zurückziehen, wenn die Rendite nicht
stimmt.

Zugegeben: Kein Kämmerer braucht
heute eine Anleihe. Aber das gilt auch für
fast alle Unternehmen in der Privatwirt-
schaft. Und dennoch sehen wir derzeit ei-
nen regelrechten Boom bei Mittelstands-
anleihen genau in der Größenordnung, die
auch bei den meisten größeren Kommunen
in Betracht kämen. Übrigens ganz ohne
externes Rating, ganz wie bei einem
Schuldschein.

Die Ratio dahinter: die Erschließung
neuer Finanzierungsquellen für den Fall
der Fälle. Dabei steht das Mittelstandsge-
schäft anders als der Kommunalkredit der-
zeit bei allen Banken hoch im Kurs. 

Sich auf die Emission von Anleihen
vorzubereiten, also im Fachjargon „kapi-
talmarktfähig“ zu werden, ist nicht nur ei-
ne lohnende Übung für jede Kommune. Es
ist integraler Bestandteil eines ordentli-
chen finanziellen Risikomanagements, das
die Zukunftsfähigkeit der Kommune ge-
währleistet. //

bastian.frien@finance-magazin.de

Von Andreas Knoch

Die klassische Kommunalfinanzie-
rung steht vor einem tiefgreifenden
Wandel. Kommunen müssen sich
verstärkt mit alternativen Geldquel-
len auseinandersetzen. Der An -
leihemarkt ist eine solche Quelle,
spielt allerdings in den Dispositio-
nen der Kämmerer noch keine
 große Rolle.

H
annover hat es getan. Essen hat es
auch getan. Und einige andere
liebäugeln damit. Gemeint ist die

von Kommunen bislang kaum genutzte
Alternative der Mittelbeschaffung über die
Emission von Anleihen. Beide Städte sind
diesen Weg gegangen – und haben damit
gute Erfahrungen gemacht. Beide Trans-
aktionen sollten Signalcharakter haben
und bundesweit Beachtung finden. Doch
dieser Effekt hat sich bislang nicht einge-
stellt. Das verwundert auf den ersten

Blick. Denn infolge der vielerorts ange-
spannten Haushaltslage müssen sich Städ-
te und Gemeinden verstärkt mit alternati-
ven Finanzierungsformen auseinanderset-
zen. Trotz boomender Konjunktur haben
die deutschen Kommunen 2010 das größte
Haushaltsloch in der Geschichte der Bun-
desrepublik eingefahren. Das Defizit lag
bei 9,8 Milliarden Euro. Auch für das lau-
fende Jahr gibt es keine Entwarnung: Die
Kämmerer erwarten ein Minus von 9,6
Milliarden Euro. Wie dramatisch die Si-
tuation ist, zeigt der Anstieg der kurzfristi-
gen Kassenkredite, die sich inzwischen
auf 40,5 Milliarden Euro belaufen – dop-
pelt so viel wie im Jahr 2004. Immer mehr
Kommunen haben keinerlei Einsparmög-
lichkeiten mehr und müssen schlichtweg
auf Pump leben.

Noch funktioniert das Leben auf Pump.
Zwar haben zuletzt einige Banken das
margenschwache Kommunalkreditge-
schäft zurückgefahren. Doch hat das stär-
kere Engagement der KfW die geringere
Kreditvergabe der Groß- und Hypotheken-
banken mehr als ausgeglichen. Laut Bun-

desbank-Daten ist das Kreditvolumen ins-
gesamt sogar gestiegen. Engpässe bei der
Finanzierung oder gar eine Kreditklemme
existieren nicht. Noch nicht. Mit der Re-
form der Eigenkapitalregeln für Banken –
kurz Basel III – könnte sich das aber än-

dern. Vor allem die Einführung eines bi-
lanziellen Verschuldungsgrads stellt eine
Bedrohung für die Kommunalfinanzie-
rung dar. Angedacht ist eine Leverage Ra-
tio von 3 Prozent auf Basis des Tier-1-
Kapitals. Dazu gehören im Wesentlichen
das gezeichnete Kapital und die Gewinn-
rücklagen.

Das Problem: Die Kennzahl differen-
ziert nicht zwischen Banken, die sehr si-

chere oder sehr riskante Papiere halten.
Die Institute könnten also verleitet wer-
den, in ertragreichere, aber riskantere An-
lagen umzuschichten. Die Kommunalfi-
nanzierung fällt mit Sicherheit nicht in
diese Kategorie. „Für die Banken gibt es
margenträchtigere Geschäfte als das Kom-
munalkreditgeschäft“, sagt etwa Essens
Stadtkämmerer Lars Martin Klieve. Auch
wenn noch nicht sicher ist, ob die Vorgabe
einer Verschuldungsobergrenze verbind-
lich kommt oder nur fakultativ ausgewie-
sen werden muss: Die Gefahr besteht, dass
die Kreditinstitute die Möglichkeit einer
Leverage Ratio bereits jetzt berücksichti-
gen und ihre Geschäftsmodelle entspre-
chend anpassen.

Kapitalmarkt als Alternative
Die Kämmerer tun also gut daran, sich
über alternative Wege der Geldbeschaf-
fung Gedanken zu machen und ihre Inves-
torenbasis zu verbreitern. Auch die An-
kündigung der KfW, für hochverschuldete
Kommunen Kreditlimite einzuführen,
sollte Kämmerer aufschrecken. Die klassi-

sche Kommunalfinanzierung über kurz-
fristige Kassenkredite und langfristige
Kommunalkredite dürfte künftig nicht
mehr ausreichen, um das Haushaltsdefizit
von Städten und Gemeinden auszuglei-
chen. Dabei sind die Kommunen durchaus
findig. Schlagzeilen machte jüngst das
schleswig-holsteinische Städtchen Quick-
born, das sich im Rahmen eines Bürger-
kredits neue Finanzmittel beschaffte –
auch wenn die Initiative wegen der fehlen-
den Banklizenz von Städten und Gemein-
den wohl eine einmalige Anekdote in der
Kommunalfinanzierung bleiben wird. Neu
ist auch, dass Kommunen auf der Grundla-
ge von Schuldscheindarlehen versuchen,
Kreditgeber aus dem Nicht-Bankenbe-
reich wie Kapitalanlagegesellschaften
oder Versicherungsunternehmen als Part-
ner zu gewinnen.

Außen vor blieb bislang der Kapital-
markt, sieht man einmal von den vier, fünf
Emissionen deutscher Kommunen ab.
„Dabei bieten sich Anleihen als direktes 
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Basel III könnte Engpässe
bei der Finanzierung

oder gar eine Kreditklemme
verursachen.

Fast fünf Jahre muss Ex-KWL-Chef Klaus Heininger ins Gefängnis. Und doch liegen die Hintergründe des
Derivateskandals noch immer im Dunkeln. Die UBS profitierte 

unmittelbar von den
Derivatedeals. Sie konnte 

schlechte Risiken
aus den Büchern nehmen.



Von Vanessa Wilke

Im Doppelhaushalt 2011/2012 ver-
plant Stadtkämmerer Hans-Jürgen
Heiß seine letzten Überschüsse.
Dennoch blickt er optimistisch in
die Zukunft: Nach einer massiven
Sparrunde könnte Heidelberg
 gestärkt aus der Wirtschafts- und 
Finanzkrise hervorgehen.

I
n Zeiten, in denen viele Amtskollegen
über den Alltag mit der Doppik flu-
chen, hält Hans-Jürgen Heiß die Fahne

dafür hoch: „Ich halte die Umstellung
nach wie vor für gut, denn hier geht es
nicht nur um die Umstellung des Rech-
nungswesens, sondern um eine Grundphi-

losophie“, sagt der Heidelberger Stadt-
kämmerer. Diese Philosophie zur gelebten
Praxis in allen Ämtern der Stadtverwal-
tung werden zu lassen ist seine Mission –
und zwar seit nunmehr 20 Jahren.

Am 1. Januar 2007 hatte Heidelberg als
erster Stadtkreis in Baden-Württemberg
der Kameralistik Ade gesagt. Zwar ist
Hans-Jürgen Heiß erst ein Jahr später in
das Amt des Stadtkämmerers aufgerückt,
als stellvertretender Stadtkämmerer hat er
aber das Projekt von Beginn an begleitet –
und lange vorher die Basis dafür gesetzt.

Anfang der Neunzigerjahre kehrte er
nach vier Jahren Tätigkeit bei der Gemein-
deprüfungsanstalt Baden-Württemberg an
seinen früheren Ausbildungsort, die Stadt-
verwaltung Heidelberg, zurück. Als stell-
vertretender Leiter des Personal- und Or-
ganisationsamtes war seine erste Aufgabe,
ein Konzept für das Controlling und die
betriebswirtschaftliche Steuerung gemäß
dem Neuen Steuerungsmodell zu erarbei-
ten. Als das Konzept stand, erhielt er den
Auftrag, die Theorie in die Praxis umzu-
setzen, und Heiß wurde zum Leiter des

Controllings befördert – eine neu geschaf-
fene Stelle für den jungen Hochschulab-
solventen. „Ich fand es faszinierend, die
Konzepte mit Leben füllen zu können und
zu sehen, wie die Maßnahmen Früchte tra-
gen“, schwärmt Heiß.

Maßnahmen gegen Zielinflation
Besonders viel Freude bereiten ihm heute
die Zielvorgaben im Doppelhaushalt. Je-
des Ziel muss durch Maßnahmen und Ak-
tivitäten hinterlegt sein. Das sei erfolgs-
entscheidend, betont Heiß. Denn als die
Stadt 2001 einen ersten Haushalt aus Ziel-
vereinbarungen aufstellte, die nur Leis-
tungs- und Finanzziele beinhalteten und
keinen Wirkungszusammenhang auswie-
sen, gab es eine regelrechte Zielinflation.
„Die Kollegen ließen sich dazu hinreißen,
großzügige Ziele zu formulieren, weil am

Ende keiner belegen musste, inwiefern er
das Ziel erreicht hatte. Wir waren plötzlich
die bürgerfreundlichste, sparsamste und
investitionsstärkste Stadt“, erinnert sich
Heiß schmunzelnd. Schon im Folgejahr
reagierte man: Seitdem gibt es eine Rück-
kopplung, dass das bereitgestellte Geld
auch für die Maßnahme eingesetzt wurde,
für die es bestimmt war. „Es gibt inzwi-
schen sogar politische Änderungsanträge,
die sich darauf beziehen“, freut sich Heiß.
Das System habe sich bewährt, wenn auch
die Wirksamkeit der Maßnahmen noch
nicht überprüfbar sei. „Wir arbeiten daran
entsprechende Kennzahlen zu entwickeln.
Die ersten Ansätze sind gut“, so der frühe-
re Chef-Controller.

Insgesamt können sich die Kennzahlen
der Stadt sehen lassen. Der Schuldenstand
Heidelbergs betrug zum 31. Dezember
2010 164 Millionen Euro. Das entspricht
einer Pro-Kopf-Verschuldung von etwa
1.100 Euro. Im Vergleich mit anderen
Stadtkreisen in Baden-Württemberg hat
Heidelberg die zweitniedrigste Verschul-
dung. Champagnerlaune herrscht aller-

dings nicht, denn die ehemalige kurpfälzi-
sche Residenzstadt zehrt seit 2009 von den
Überschüssen der sehr guten Jahre 2007
und 2008. In der aktuellen Entwicklung
des Doppelhaushaltes 2011/2012 musste
Heiß einen Einnahmeeinbruch von 95 Mil-
lionen Euro verkraften. „Zum Glück konn-
ten wir noch auf die Überschüsse zurück-
greifen. 2013 müssen wir aber nach aktu-
eller Planung erstmals einen Fehlbetrag
von 4,2 Millionen Euro ausweisen. In un-
serem angenommenen Szenario werden
sich die Fehlbeträge bis 2015 fortsetzen
und auf knapp 50 Millionen Euro steigen“,
erklärt er. Sollte sich aber die konjunktu-
relle Entwicklung positiv fortsetzen, kann
die Stadt noch eine schwarze Null errei-
chen. Daran glaubt Heiß, aber die Progno-
sen des Landes bilden den aktuellen kon-
junkturellen Ausblick noch nicht ab. Trotz

seiner erst dreijährigen Tätigkeit als Stadt-
kämmerer hat er bereits Erfahrung mit die-
sem Problem: „Mein erster Doppelhaus-
halt war geprägt von hervorragenden
Prognosedaten des Landes, die wir zur
Aufstellung des Haushalts verwenden
mussten, obwohl die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise bereits ihren Anfang genommen
hatte. Wir wussten, dass die Prognose viel
zu optimistisch war. Der beschlossene
Haushalt konnte nie in seiner Gänze zur
Bewirtschaftung freigegeben werden.
Jetzt haben wir die genau andere Situation
mit relativ schlechten Prognosedaten und
Aussicht auf eine deutlich bessere kon-
junkturelle Lage.“

Unter dem Strich könnte die Stadt ge-
stärkt aus der Krise hervorgehen. Die vo-
rübergehende Finanznot hat dazu geführt,
dass die einzelnen Ämter massive Eingrif-
fe vorgenommen und die Ausgaben um 35
Millionen Euro reduziert haben. Disponi-
ble Sachbudgets wurden um 10 Prozent
gekürzt, das Personalbudget um 7 Millio-
nen Euro. Außerdem hat die Stadt den He-
besatz der Grundsteuer A auf 400 und den

Hebesatz der Grundsteuer B auf 550 v.H.
angehoben und damit den Ertrag um 4
Millionen Euro erhöht. Diese Maßnahme
hält Heiß für vertretbar, weil sie eine ge-
rechtfertigte Gegenfinanzierung der guten
Infrastruktur darstelle.

Beherrschendes Thema im Heidelber-
ger Rathaus ist der Ausbau der Infrastruk-
tur. Neben umfangreichen Infrastruktur-

projekten in den Schwerpunktgebieten Fa-
milie, Schule, Bildung und Wissenschaft
arbeitet die Stadt an einem echten Mam-
mut-Projekt: die Heidelberger Bahnstadt.
Auf der ehemaligen Bahnfläche von 116
Hektar zwischen der Weststadt und dem
Pfaffengrund erstreckt sich der neue Stadt-
teil mit Wohnraum für 5.000 Einwohner
und Gewerbefläche für Institute der Uni-
versität und universitätsnahe Institute.
Bauherrin ist die EGH Entwicklungsge-
sellschaft Heidelberg, an der die Stadt be-
teiligt ist. Das Investitionsvolumen der
Stadt wird bis 2012 mehr als 100 Millio-
nen Euro betragen. Zum Zeitpunkt der ge-
planten Fertigstellung im Jahr 2018 sollen
es rund 300 Millionen Euro sein. 

Regelrecht aufgestiegen
Heiß war auch an diesem Projekt von Be-
ginn an beteiligt. Als aufgeschlossen und
innovativ beschreibt er die Verwaltung.
Der gebürtige Heidelberger sieht sich ins-
besondere aufgrund seiner Arbeit mit der
Stadt verwurzelt und fühlt sich seinem Ar-
beitgeber gegenüber verpflichtet. Man ha-
be ihm nie Steine in den Weg gelegt, ganz
im Gegenteil: „Ich bin in die Kämmerer-
position regelrecht aufgestiegen“, sagt er
bescheiden und freut sich in diesem Zu-
sammenhang, vor vier Jahren einstimmig
gewählt worden zu sein und einen Vertrau-
ensvorschuss zu genießen. Rückblickend
auf die Zeit in der Gemeindeprüfungsan-
stalt ist er froh, „rechtzeitig den Absprung
geschafft zu haben“. Trotzdem möchte er
die Zeit nicht missen. Als Prüfer habe er
Einblicke in unterschiedlichste Arbeits-
weisen erhalten und ein Wissen erlangt,
das er sich anders nicht hätte erarbeiten
können. „Aber man muss dann auch um-
setzen können, was man gesehen hat“, sagt
Heiß. „Heute finde ich es viel schöner, zu
gestalten als nur zu sanktionieren.“ //

v.wilke@derneuekaemmerer.de
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Gestalten ist schöner als sanktionieren
Heidelbergs Stadtkämmerer Hans-Jürgen Heiß setzt sich für das kaufmännische Rechnungswesen ein

Portrait

Hans-Jürgen Heiß begann 1985 seine Lauf-
bahn bei der Stadtverwaltung Heidelberg.
Nach dem Studium an der Fachhochschule
für öffentliche Verwaltung in Kehl war er drei
Jahre als Finanzprüfer bei der Gemeindeprü-
fungsanstalt Baden-Württemberg tätig. An-
schließend kehrte er ins Heidelberger Rathaus
zurück und entwickelte dort ein Organisati-
onskonzept zur Einführung des Controllings.
1992 wurde der gebürtige Heidelberger Leiter
der neu eingerichteten Zentralen Controlling-
stelle. Nach einer einstimmigen Wahl zum
Stadtkämmerer Heidelbergs wurde dem heu-
te 51-Jährigen am 1. Januar 2008 die Leitung
des Kämmereiamtes übertragen. //S
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In der öffentlichen
Verwaltung braucht

man echte SPEZIALISTEN für kommunale Software 
und Dienstleistungen
fi nden Sie bei DATEV.

DATEV unterstützt Sie mit einem umfas-
senden kommunalen Softwareangebot
zu günstigen Konditionen. Für zuverlässige
Abläufe in der Verwaltung und höchste
Datenschutzstandards. Denn Sicherheit
ist unsere Stärke. Auch was die Sicherung
Ihrer wertvollen Investitionen betrifft.
Schließlich können Sie sich beim genos-
senschaftlichen IT-Dienstleister auf eins
in jedem Fall verlassen – eine beständige
Partnerschaft. Informieren Sie sich unter
der Telefonnummer 0800 0114348.
www.datev.de/kommunal
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Von Uwe Becker

Mit dem massiven Ausbau der Kin-
derbetreuung will Frankfurt am
Main dem Problem sinkender Ge-
burtenraten begegnen. Bildungs-
und Sprachfördermaßnahmen für
Menschen mit Migrationshinter-
grund sollen die Integration dieser
wachsenden Einwohnergruppe
verbessern.

S
inkende Geburtenraten, steigende
Lebenserwartung, zunehmende Ver-
schuldung zu Lasten künftiger Ge-

nerationen: Es sind massive Probleme, die
unter dem Stichwort „demographische
Entwicklung“ diskutiert werden. Die ge-
genwärtige Situation der öffentlichen
Haushalte macht die Suche nach Lösungen
für diese zentralen Zukunftsfragen nicht
leichter: Bund, Länder und Kommunen
stehen vor der Herkulesaufgabe, gleichzei-
tig zu sparen und insbesondere die soziale,
bildungs- und arbeitsmarktpolitische In-
frastruktur zukunftsgerecht umzubauen. 

Frankfurt am Main steht hinsichtlich
der demographischen Veränderungen
nicht unter so akutem Handlungsdruck wie
andere Städte. Zuletzt war sogar von ei-
nem regelrechten Babyboom die Rede.
Tatsächlich ist die Zahl der in Frankfurt
am Main geborenen Kinder seit dem Jahr
2000 – mit Ausnahme von 2006 – ständig
gestiegen. 2007 kamen 7.055 Kinder zur
Welt, 939 mehr als im Jahr 2000 – ein Plus

von 13 Prozent. Mehr Kinder waren zu-
letzt 1969 geboren worden.

Zweifelhaft ist aber, ob es sich dabei
um einen anhaltenden Trend handelt.
Denn bei näherer Betrachtung zeigt sich,
dass heute die Mütter im Durchschnitt bei
der Geburt ihres Kindes älter sind als frü-
her. Zwischen 1960 und 1980 wurde die
Hälfte aller Kinder von Müttern bis zum
Alter von 26 Jahren geboren, 1990 lag die-
ses sogenannte Medianalter bei 28 Jahren,
bis 2007 stieg es auf 31 Jahre. Nahelie-
gend ist daher die Einschätzung, dass die
steigenden Geburtenzahlen vor allem
durch altersstrukturelle Verschiebungen
bei den Geburten bedingt sind.

Da die Zahl der Frauen im gebärfähi-
gen Alter in Frankfurt in den nächsten 15
Jahren abnehmen wird, ist auch mit einer
sinkenden Geburtenzahl zu rechnen.
Denkbar ist allerdings ebenso, dass die
Zahl der Zuwanderinnen im gebärfähigen
Alter aufgrund einer wachsenden Nachfra-
ge nach Arbeitskräften steigen könnte.

Schwerpunkt Kinderbetreuung
Gleichwohl hat der Magistrat der Stadt
entschieden, Investitionsschwerpunkte bei
der Kinderbetreuung und bei der Sanie-
rung bzw. dem Neubau von Schulen zu
setzen. Von den 400 Millionen Euro an In-
vestitionen im Jahr 2009 entfiel gut ein
Viertel (104 Millionen Euro) auf Bildung
und Kinderbetreuung. 2010 werden zu-
sätzlich rund 1.800 und 2011 weitere
knapp 1.700 Plätze in Kindertageseinrich-
tungen geschaffen. Jährlich rund 105 Mil-
lionen Euro fließen an den Betrieb Städti-

sche Kitas, mit 172 bzw. 193 Millionen
Euro bezuschusst die Stadt Frankfurt am
Main 2010 und 2011 außerdem den Be-
trieb von Einrichtungen freier Träger.

Untermauert wird die Richtigkeit die-
ser Politik durch die 2008 erschienene Stu-
die „Demographie konkret“ der Bertels-
mann Stiftung, der zufolge Frankfurt am
Main zu einem „Cluster“ deutscher Städte
gehört, für die folgende Merkmale gelten:

1. Ein starkes wirtschaftliches Wachstum,
verbunden mit einer weit überdurch-
schnittlichen Arbeitsplatzdichte. Mit rund
600.000 Erwerbstätigen ist Frankfurt am
Main bundesweit die Stadt mit der höchs-
ten Arbeitsplatzdichte.
2. Eine stabile Entwicklung der jugendli-
chen Bevölkerung. So liegen insbesondere
die Schülerzahlen relativ stabil bei 85.000.
3. Ein hoher Bevölkerungsanteil mit Mi-
grationshintergrund. 24 Prozent der Ein-
wohner sind Migranten, weitere 12 Pro-
zent sind deutsche Staatsangehörige mit
Migrationshintergrund.

Eine der wichtigsten Aufgaben der Frank-
furter Kommunalpolitik in den nächsten
Jahren wird deshalb die Integrationspolitik
sein, insbesondere die schulische und be-
rufliche Ausbildung junger Menschen mit
Migrationshintergrund. Wenn auch künf-
tig die Renten von der nachfolgenden Ge-
neration der Beschäftigten finanziert wer-
den sollen, dann muss es gelingen, mög-
lichst alle jungen Migranten gut auszubil-
den und in sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsverhältnissen zu beschäftigen.

Vom Wohnungsmarkt über die Kinderbe-
treuung und die Bildungseinrichtungen bis
zum Arbeitsmarkt steht Frankfurt in dieser
Hinsicht vor immensen Herausforderun-
gen. Ein Schwerpunkt ist derzeit die Früh-
erziehung in Kinderbetreuungseinrichtun-
gen. Möglichst früh soll mit der Sprach-
schulung begonnen werden. Programme
wie „Mama lernt Deutsch – Papa auch“,
das vor mehr als einem Jahrzehnt begon-
nen wurde, haben sich als sehr hilfreich er-
wiesen, weil sie neben der Sprachförde-
rung der Kinder auch der Integration der
Eltern dienen. Allerdings ist es unverän-

dert schwer, ausländische Männer für
Deutschkurse zu gewinnen.

Nach wie vor zählt der hohe Anteil aus-
ländischer Jungen und Mädchen an den
Schulabgängern ohne Abschluss zu den
größten Problemen der Bildungspolitik.
Zwar ist die Zahl der Schüler ohne Haupt-
schulabschluss von 358 im Schuljahr
2005/06 auf 263 (2007/08) zurückgegan-
gen, aber der Anteil der ausländischen
Schüler liegt mit 147 bzw. 118 immer noch
relativ hoch. Auffallend ist auch, dass sich
ausländische Jugendliche unverändert
schwertun, höhere Schulabschlüsse zu er-
reichen.

Wichtig ist ebenfalls, der Konzentration
von Familien mit geringem Einkommen
oder mit Migrationshintergrund in einzel-
nen Stadtteilen bzw.Wohnquartieren ent-
gegenzuwirken. Zwar erleichtern soge-
nannte Einwanderungsquartiere den Zu-
wanderern das Einleben, jedoch führen sie
auch dazu, dass nicht Deutsch gesprochen
wird und damit insbesondere die Kinder
schlechtere Bildungs- und Berufsperspek-
tiven haben.

Um zu vermeiden, dass deutsche Be-
wohner sogenannte sozial problematische
Quartiere verlassen, ist in Frankfurt am
Main eine ganze Reihe von Maßnahmen
entwickelt worden. Sie sollen helfen, Kon-
flikte zu vermeiden und eine heterogene
Struktur in den Stadtteilen und Wohnquar-
tieren zu gewährleisten. Dazu zählt zum
Beispiel aktives Quartiersmanagement.
Die entscheidende Voraussetzung dafür
ist, dass die städtische Wohnungsbauge-
sellschaft über einen großen Wohnungsbe-
stand verfügt, der es ermöglicht, die Bele-
gung der Quartiere zu steuern. 

Ein umfassendes Integrationskonzept,
das in den vergangenen Monaten auch mit
den Frankfurter Bürgern öffentlich disku-
tiert worden ist, ist jetzt von der Stadtver-
ordnetenversammlung beschlossen wor-
den. Konzeptionell ist die Stadt damit gut
vorbereitet auf den demographischen
Wandel. //

Uwe Becker ist Stadtkämmerer der Stadt

Frankfurt am Main.

DezernatIII@stadt-frankfurt.de

Eine Kommune will jung bleiben
Frankfurt am Main rüstet sich für den demographischen Wandel

Sie möchten die kommunale und  
soziale Infrastruktur verbessern?

Die ZukunftsfördererTel. 030 20264 5555 Tel. 0180 1 335577* 
* 3,9 Cent/Minute aus dem Festnetz der Deutschen Telekom, Mobilfunk max. 42 Cent/Minute.

Nutzen Sie unser Förderangebot für Kommunen, kommunale Unternehmen sowie gemeinnützige Organisationen. Ob Straßenbau, Energieversor-

gung oder Sanierung von Kindergärten und Schulen – die KfW unterstützt Sie bei Infrastrukturinvestitionen mit verschiedenen Förderprogrammen. 

Für weitere Informationen wenden Sie sich einfach an uns:

Kommunen, kommunale Eigenbetriebe  

und kommunale Zweckverbände

kommune@kfw.de

Kommunale Unternehmen, gemeinnützige 

Organisationen einschließlich Kirchen

infocenter@kfw.de

UNSER PROGRAMM FÜR DIE ZUKUNFT: DIE KFW-INFRASTRUKTURFÖRDERUNG

Eine der wichtigsten
Aufgaben der Frankfurter
Kommunalpolitik wird die
Integrationspolitik sein.
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Haushaltsmanagement

Von Asmus Schütt

Kommunen sehen sich in vielen
Bereichen immer größeren finan-
ziellen und gesellschaftlichen Ein-
schränkungen gegenüber. Kommu-
nale Genossenschaften bergen das
Potential, Gestaltungsfreiraum auf
vielen Ebenen zurückzugewinnen.
Das 150 Jahre alte Konzept erlebt
eine Renaissance.

D
er finanz- und gesellschaftspoliti-
sche Rahmen für Kommunalpoli-
tik verändert sich weiter – und das

nicht zum Vorteil der Kommunen. Ende
Dezember 2010 informierte das Statisti-
sche Bundesamt, dass das Finanzierungs-
defizit der Kommunen nach dem dritten
Quartal 2010 bei 9,2 Milliarden Euro lag.

Parallel dazu wächst der gesellschafts-
politische Druck auf Entscheidungsträger,
Bürger stärker als bisher bei Entscheidun-
gen einzubeziehen: Untersuchungen wie
die Ende 2009 von der Bertelsmann Stif-
tung veröffentlichte Vertrauensstudie oder
die Shell-Studie 2010 belegen die Skepsis
gegenüber politischen und wirtschaftli-
chen Institutionen ebenso wie die Bereit-
schaft zur aktiven Partizipation. Die Ge-
sellschaft für deutsche Sprache wählte den
Begriff „Wutbürger“ zum Wort des Jahres
2010, das für die Empörung in der Bevöl-
kerung stehe, „dass politische Entschei-
dungen über ihren Kopf hinweg getroffen
werden“. 

Insgesamt ist zu testieren, dass die eigen-
ständigen Gestaltungsspielräume kommu-
naler Entscheidungsträger abnehmen.
Neue Lösungen sind erforderlich, die un-
ter den schwieriger werdenden Rahmen-
bedingungen umgesetzt werden können.

Eine dieser Lösungen sind Genossen-
schaften. Sie werden in der Kommunalpo-

litik zunehmend genutzt, bei der interkom-
munalen Zusammenarbeit und bei der Ko-
operation von Kommunen, Bürgern und
Unternehmen. Damit wird ein seit rund
150 Jahren erfolgreiches Konzept für die
Kommunalpolitik entdeckt.

Vielseitige Anwendungsfelder
So gründete die Stadt Grevenbroich ge-
meinsam mit der Pfarrvikarie in Hellen-
thal, mit Kreditgenossenschaften, Unter-
nehmen und Bürgern die Pro Wildenburg
eG, deren Aufgabe der Betrieb der Jugend-
und Begegnungsstätte „Wildenburg“ ist.
Dank der genossenschaftlichen Lösung
sank der jährliche kommunale Zuschuss
von 60.000 Euro auf 20.000 Euro, die Lie-
genschaft wurde modernisiert, der Auslas-
tungsgrad dadurch erhöht, und eine Bau-
rücklage konnte gebildet werden.

In Willich am Niederrhein gründeten die
Kommune, die Stadtwerke und die Volks-
bank Mönchengladbach eine Photovol-
taikgenossenschaft, die Bürgersolar Wil-
lich eG. 156 Bürger zeichneten innerhalb
weniger Wochen Genossenschaftsanteile
im Wert von rund 830.000 Euro. Dadurch
konnten 2,5 Millionen Euro in Photovol-
taikanlagen investiert werden. Allein in
Nordrhein-Westfalen existieren mehr als
40 weitere Zusammenschlüsse von Kom-
munen, Kreditgenossenschaften und Bür-
gern dieser Art.

In Sundern im Sauerland betreibt die
Kommune gemeinsam mit rund 300 Ein-
zelhandels-, Handwerks- und Tourismus-
betrieben die Stadtmarketing Sundern eG.
Seit Schaffung dieser professionellen
Strukturen sind die Übernachtungszahlen
in Sundern spürbar gestiegen. Die Initiati-
ve ist mehrfach ausgezeichnet worden.

Der Kreis Lippe hat die Gründung der
Lippe Bildung eG mit Beteiligung von Po-
litik, Bildungseinrichtungen des Kreises,
Unternehmen und Bürgern zur Optimie-
rung des Bildungsmanagements initiiert.

Die Einkaufs- und Dienstleistungsge-
nossenschaft kommunaler Krankenhäuser
im Deutschen Städtetag schließlich ist ein
Beispiel für eine interkommunale Genos-
senschaft. Mit einem Umsatz von 650 Mil-
lionen Euro im Jahr 2009 koordiniert sie
für ihre 60 Mitglieder den Einkauf, organi-
siert Vergabeverfahren und unterstützt
beim Wissensmanagement.

Genossenschaftsgründungen lösen
nicht die finanziellen Probleme der Kom-
munen. Aber für spezielle Problemstellun-

gen bieten sie einen nachhaltigen Lö-
sungsansatz. Dabei entsteht der besondere
Nutzen der Rechtsform aus ihren Struktur-
merkmalen: Jede Genossenschaft ist ein
Unternehmen. Die Notwendigkeit be-
triebswirtschaftlicher Effizienz ist prägen-
des Element. Aber nicht die Gewinnorien-
tierung ist Leitmotiv des unternehmeri-
schen Handelns, sondern die Förderung
der Mitglieder. Um dabei die ökonomische
Solidität zu sichern, gehört jede Genossen-
schaft einem Prüfungsverband an, der den
Jahresabschluss seiner Mitglieder prüft.

Der Unternehmenszweck, den eine Ge-
nossenschaft verfolgt, wird in ihrer Sat-
zung festgelegt. Sie kann passgenau auf

die Bedürfnisse der Gründer zugeschnitten
werden. Flexibel bleibt die Genossen-
schaft auch bei der Aufnahme neuer Mit-
glieder. Eine einfache Beitrittserklärung
mit dem Zeichnen der erforderlichen An-
zahl an Genossenschaftsanteilen sowie die
Zulassung durch die Genossenschaft rei-
chen aus. Dies ist ein nicht zu unterschät-
zender Vorteil, denn so wird z.B. in inter-
kommunalen Genossenschaften ein steti-
ges Wachstum durch die unbürokratische
Aufnahme neuer Kommunen möglich.

Chance für Kommunen
Neben diesen generellen Stärken weisen
kommunale Genossenschaft spezielle Vor-
teile auf: Interkommunale Genossenschaf-
ten erleichtern die Zusammenarbeit unter-
schiedlich großer Kommunen. Das Prinzip
„Je Mitglied eine Stimme“ sichert den In-
teressenausgleich zwischen den Mitglie-
dern, die unabhängig von ihrer Größe im
Förderinteresse gleich sind. Einkaufs-
oder Dienstleistungsgenossenschaften er-
schließen Größen- und Effizienzvorteile.

Genossenschaften von Bürgern und
Kommunen erhalten Leistungen wie zum
Beispiel Schwimmbäder, die ohne die Ei-
geninitiative nicht länger erbracht werden
könnten. Privatisierungserlöse können
beispielsweise in der Wohnungswirtschaft
ohne die Nachteile der Übergabe von Auf-
gaben an gewinnorientierte Unternehmen
generiert werden. Bürgerinteresse kann in
Bürgerbeteiligung umgewandelt werden,
Bürgernähe wird gelebt und die regionale
Wertschöpfung gefördert.

So wird die Genossenschaft zu einem
Instrument, das die finanziellen Interessen
der Kommunen einerseits und die Mitbe-
stimmung- sowie Versorgungsinteressen
der Bürger andererseits in Einklang brin-
gen kann. Die Potentiale kommunaler Ge-
nossenschaften sind noch lange nicht
ausgeschöpft. //

Asmus Schütt ist Vorstandsassistent beim

Rheinisch-Westfälischen Genossen-

schaftsverband e.V. in Münster. 

asmus.schuett@rwgv.de

Näher am Bürger, näher am Markt
Genossenschaften verbinden das Beste aus mehreren Welten

Gute Lösungen haben Viele.
Wir haben die passenden
für die Öffentliche Hand.
Vertrauen Sie auf einen Partner, der Ihre Sprache spricht. Denn wir kennen die 

wachsenden Herausforderungen für die Öffentliche Hand und deren Unter neh men.

Dank unseres hoch spezialisierten, in einem eigenen Kundenbereich konzentrier ten

Know-hows. Ob Haushaltsentlastung, Finanzierung oder Anlage von Geldmitteln:

Mit tiefem Verständnis für die Aufgaben und Anforderungen der Öffentlichen Hand

entwickeln wir gemeinsam mit Ihnen nachhaltige Finanzlösungen und verschaffen

Ihnen finanziellen Spielraum.

Sie möchten uns persönlich kennenlernen? Rufen Sie uns an (0211 826-3094) oder

besuchen Sie uns auf

www.westlb.de/oeffentliche-kunden

Partner der Sparkassen 

Blatz und Senf involviert waren, als es der
Schweizer Bank recht sein kann. So
schrieb Steven B., Mitarbeiter von UBS
Securities LLC in New York, am 3. Mai
2006 in einer internen Mail: „Im Rahmen
unserer Leasinginitiative in Europa haben
wir einige strategische Partnerschaften,
und eine davon – neben anderen – besteht
mit V-Partners, die sich aus Leuten zusam-
mensetzen, mit denen ich persönlich zu-
sammengearbeitet habe, als ich noch bei
der CSFB war.“

Gemeint sind die Value-Partners-Ge-
schäftsführer Blatz und Senf. Als Steven
B. noch für Credit Suisse First Boston ar-
beitete, hatte er zusammen mit Blatz und
Senf CBL-Geschäfte eingefädelt. Was un-
ter der erwähnten „Leasinginitiative“ zu
verstehen ist, legt ein anderes Dokument
nahe: Offenbar stützte sich die „Initiative“
auf eine sogenannte Zielliste („Target-
List“), die 289 Leasinggeschäfte von Ge-
bietskörperschaften, öffentlichen Unter-
nehmen und Privatunternehmen aus zahl-
reichen Staaten aufführt. Die Liste er-
streckt sich auf den Zeitraum von Januar
1999 bis Oktober 2003. In dem Papier fin-
den sich 19 Kommunen und 9 kommunale
Unternehmen aus Deutschland, die CBL-
Geschäfte getätigt hatten. Die Liste wurde
Blatz und Senf im April 2006 von Steven
B. zur Verfügung gestellt. Offenbar mach-
ten Blatz und Senf anhand dieser Liste
dann gezielt Jagd auf Kommunen und öf-
fentliche Unternehmen, um an bestehen-
den CBL-Geschäften dieselbe Derivate-
konstruktion anzudocken wie bei der
KWL.

Als in der UBS Mitte 2006 bekannt
wurde, dass Heininger die CDO-Deals an
den Aufsichtsorganen der KWL vorbei ab-
wickeln wollte, weckte das im Kontroll-
gremium der Bank zunächst Zweifel an
dem Geschäft. Schließlich intervenierte
der Head of Credit Fixed Income der UBS,
Chris R. Er scheint sich in den folgenden
Tagen beim Head of Credit der Bank er-
folgreich für die Durchführung des Deals
stark gemacht zu haben. Kurze Zeit später

gab die UBS dem Geschäft grünes Licht.
Doch auch Chris R. scheinen die Geschäf-
te beunruhigt zu haben. In einer E-Mail
schreibt er an Steven B.: „Was die Anreize
angeht: Da könnte ein Konflikt entstehen,
wenn wir sie dafür bezahlen, ihre Kunden
zu beraten, mit uns Geschäfte abzuschlie-
ßen. Wenn Du möchtest, treffe ich mich
gerne mit ihnen, um zu besprechen, wie
UBS Value Partners helfen kann.“

Die UBS will zu diesen Sachverhalten
keine Stellung nehmen. Ohnehin liegt der
Ball jetzt beim Bundesgerichtshof (BGH).
Wichtig wird sein, wie das höchste Gericht
die toxischen CDOs einordnet. Nach ei-
nem Expertengutachten des renommierten
Frankfurter Finanzwissenschaftlers Tho-

mas Heidorn sei die ganze Konstruktion
unter dem Aspekt der Risikoabsicherung
für das kommunale Unternehmen in
höchstem Maße widersinnig gewesen. Um
die alten CBL-Geschäfte anders abzusi-
chern, sei diesen eine synthetische Struk-
tur übergestülpt worden, die das Risiko um
den Faktor zehn erhöht habe. Bedenklich
ist außerdem, dass es sich bei den CDOs
um gemanagte Portfolien handelte. Deren
Management oblag niemand anderem als
der UBS selbst. So konnte die UBS auch
nach Vertragsabschluss Risiken so um-
schichten, dass sie als Gegenpartei der
KWL davon profitierte. Jetzt muss der
BGH die Frage beantworten, ob die Deri-
vatekonstruktion der UBS zumindest im
Falle der KWL von vornherein auf Beste-
chung ausgelegt war. Damit endlich Licht
ins Dunkel kommt.  //

m.elbers@derneuekaemmerer.de

Auf der Target-Liste der UBS
Großbank in dubiose Derivatedeals bei Leipziger Wasserwerken
verwickelt
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Von Dr. Stefanie Ammon

In Fürth schienen alle Möglichkei-
ten der Haushaltskonsolidierung
ausgereizt. Dann nutzte die Kom-
mune als erste deutsche Großstadt
die Methode der Syntegration – 
mit verblüffendem Erfolg.

D
ie Haushaltspolitik der Stadt Fürth
im zurückliegenden Jahrzehnt war
ein einziges Streichkonzert. Im

Zeitraum von 2001 bis 2010 fanden allein
acht Haushaltskonsolidierungsrunden
statt. Auch den Haushalt 2010 genehmigte

die Aufsichtsbehörde im Mai vergangenen
Jahres nur unter der Auflage, dass der Ver-
waltungshaushalt mit einem Volumen von
rund 264 Millionen Euro dauerhaft um
weitere 13 Millionen Euro jährlich entlas-
tet wird. Viel Zeit blieb der Stadt Fürth
nicht: Eine Einigung darüber, wie der Be-
trag einzusparen ist, mussten Politik und
Verwaltung in nur sechs Monaten erzielen.
Erschwerend kam noch hinzu, dass sich in
der Verwaltung eine gewisse Resignation
breitzumachen schien. Alle Sparrunden
der Vorjahre hatten nicht verhindern kön-
nen, dass die Stadt 2010 erneut zum Rot-
stift greifen musste. Zugleich war klar,
dass die vorgegebenen 13 Millionen Euro
nicht ausreichen würden, um den Haushalt

nachhaltig zu konsolidieren. Nach acht vo-
rangegangenen Sparrunden schienen au-
ßerdem alle Möglichkeiten der Haushalts-
konsolidierung ausgereizt.

An einem Strang ziehen
Die Rahmenbedingungen waren also alles
andere als leicht. Es war von vornherein
klar, dass der Konsolidierungskraftakt
überhaupt nur dann gelingen kann, wenn
alle Beteiligten an einem Strang ziehen
würden. Deshalb galt es, die Anliegen und
Empfindlichkeiten der Verwaltungsmitar-
beiter zu berücksichtigen. Aus den Dezer-
naten und Ämtern kamen Forderungen,
keinesfalls prozentuale Einsparquoten
nach der Rasenmähermethode vorzuge-

ben. Es sollten auch keine Berater beauf-
tragt werden, weil diese – so die Befürch-
tung einiger Führungskräfte – nur das Wis-
sen der Beschäftigten abzapfen würden.
Vorschläge Externer können bei den be-
troffenen Fachbereichen auf großen Wi-
derstand stoßen. Das Gleiche gilt, wenn
Entscheidungen auf der Referatsebene ge-
troffen und den Amtsleitungen dann auf-
gezwungen werden. Reibungsverluste
sind in diesen Fällen programmiert: Wenn
die Amtsleiter mit Konsolidierungsmaß-
nahmen nicht einverstanden sind, nutzen
sie ihre Verbindungen zu einzelnen Stadt-
ratsmitgliedern, um Druck auf die Verwal-
tungsspitze auszuüben. Es musste also ei-
ne Methode gefunden werden, die als hie-
rarchiefreier Prozess konzipiert war und
die Verwaltungsmitarbeiter miteinbezog,
ohne dabei auszuufern. Als erste deutsche
Großstadt entschied sich Fürth für das Ver-
fahren der Syntegration.

Bei der Syntegration handelt es sich um
eine Art Workshop. Konstitutiv für diesen
Workshop ist eine im Vorfeld definierte
Leitfrage. Ziel ist es, diese Leitfrage im
Verlaufe des Workshops zu beantworten.

Dafür steht nur ein vorher festgelegter
Zeitrahmen zur Verfügung. Dieser Punkt
ist von zentraler Bedeutung: Die Leitfrage
muss am Ende beantwortet sein. Die Wege
zur Umsetzung müssen feststehen. Wer
möglichst viel Wissen einbringen kann
und Verantwortung für die Umsetzung der
gefundenen Maßnahmen trägt, sollte an
der Syntegration teilnehmen. Während
große Gruppen in manchen Workshops
eher hinderlich sind, da die Gefahr endlo-
ser Diskussionen besteht, sind viele Teil-
nehmer im Fall der Syntegration von Vor-
teil, da so ein breites Wissen in die Runde
eingespeist werden kann. Die maximale
Anzahl von 42 Teilnehmern hat Fürth bei
seiner Syntegration Ende Juli ausgenutzt.
Die Eröffnungsfrage lautete: Was müssen
wir ab heute tun, um ab 2013 durch Kos-
teneinsparungen und Einnahmeverbesse-
rungen das derzeitige Defizit des Verwal-
tungshaushaltes dauerhaft auszugleichen?

Der Workshop ist als hierarchiefreier
Prozess angelegt und dauert drei bis drei-
einhalb Tage. Danach sollen die Lösungen
und Einzelmaßnahmen mit ihren jeweili-
gen Beträgen feststehen. Der Workshop ist
straff organisiert, um Endlosdebatten zu
vermeiden. In der ersten Phase schreiben
die Teilnehmer in 45 Minuten auf, was aus
ihrer Sicht wichtige Beiträge zur Eröff-
nungsfrage sind. In Fürth wurden mehr als
300 Karten beschrieben. Im weiteren Ver-
lauf unterscheidet sich die Syntegration
dann von herkömmlichen Workshops. Die
Teilnehmer haben in der zweiten Phase
weitere 45 Minuten Zeit, um ihre Themen
am Flipchart zu skizzieren und mindestens
fünf Unterschriften von Unterstützern ein-
zuwerben. Erst wenn diese erreicht sind,
wird das Thema in der nächsten Phase auf-
gegriffen. Anschließend beschließen alle
gemeinsam, welche zwölf Themen in den

folgenden drei Tagen bearbeitet werden.
Eines der Themen im Workshop lautete
z.B. „Aufgabenkritik“, ein anderes „Ein-
nahmeverbesserungen“, ein drittes „Ab-
bau von Doppelstrukturen“. Durch dieses
Vorgehen werden nur Themen behandelt,
die die Teilnehmer selbst gewählt haben. 

Konsens ist sichergestellt
Jeder Teilnehmer wird zu zwei Themen als
Gruppenmitglied eingeteilt, zu zwei The-
men als Kritiker und zu sechs Themen als
Beobachter. Die Einteilung bringt unter-
schiedliche Rechte mit sich. Gruppenmit-
glieder diskutieren an drei aufeinanderfol-
genden Tagen das Thema je eine Stunde
lang. Die Kritiker haben in diesen Stunden
jeweils eine bestimmte Zeitspanne zur
Verfügung, während derer sie ihre Kritik
einbringen können. Die Beobachter teilen
der Gruppe mit, was in der Diskussion ih-
rer Meinung nach noch nicht bedacht wor-
den ist. Alle Teilnehmer haben zudem ein
Postfach. Dort liegen zum einen etwa eine
Stunde nach einer Gruppendiskussion die
Protokolle bereit, so dass jeder genau
weiß, was in den anderen Gruppen pas-

siert. Zum anderen finden sich dort Hin-
weise von Beobachtern. Dadurch wird das
Wissen der wichtigsten Leute vernetzt.
Die Methode stellt sicher, dass ein Kon-
sens erzielt wird. Sie garantiert, dass die
aus Sicht der Teilnehmer wichtigsten The-
men diskutiert werden und die Erfahrun-
gen und das Wissen der einbezogenen Per-
sonen weitestgehend genutzt werden.

In Fürth hat die Syntegration dafür ge-
sorgt, dass ein gemeinsames Grundver-
ständnis für die Ausgangssituation ent-
standen ist. Die Methode wurde als sehr
positiv empfunden. Am Ende wurden
Maßnahmen festgehalten, durch deren
Umsetzung der Haushalt um 20 Millionen
Euro entlastet wird. Nachdem die gesamte
Verwaltung hinter diesem Entlastungspa-
ket stand, hat auch der Stadtrat den für Po-
litik, Beschäftigte und Bürger teils
schmerzhaften Vorschlägen zugestimmt.
So konnte die Stadt der Aufsichtsbehörde
im November Maßnahmen über 20 Millio-
nen Euro vorlegen – mehr, als die Behörde
ursprünglich gefordert hatte. Nach den Er-
fahrungen der Teilnehmer in Fürth ist die
Syntegration dazu geeignet, das Ressort-
denken aufzubrechen, in sehr kurzer Zeit
zu Ergebnissen zu kommen und eine posi-
tive Grundstimmung für deren rasche Um-
setzung zu erzeugen. Wichtig für den Er-
folg ist es, dass auch der Oberbürgermeis-
ter überzeugt ist und an der Syntegration
teilnimmt. Die Teilnehmer sollten zudem
während des gesamten Projektzeitraums
anwesend sein und hochkonzentriert
 arbeiten. Andernfalls funktioniert die
 Wissensvernetzung nicht.  //

Dr. Stefanie Ammon ist Kämmerin der

Stadt Fürth.

stefanie.ammon@fuerth.de
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Das Ressortdenken überwinden
Die Stadt Fürth hat ihre Haushaltslage mit Hilfe eines Syntegrations-Workshops verbessert
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Von Matthias Elbers

Mehr als 240 Bürgermeister, Ober-
bürgermeister, Landräte und Käm-
merer haben auf dem 1. Baden-
Württembergischen Kämmerertag
in Stuttgart lebhaft diskutiert. The-
men waren die Arbeit der Gemein-
definanzkommission, die Auswir-
kungen der Schuldenbremse und
die Verteilungskämpfe mit der
 Landesregierung.

E
ine beruhigende Botschaft hatte
Werner Gatzer, Staatssekretär im
Bundesfinanzministerium, zum

Baden-Württembergischen Kämmerertag
mitgebracht: „Das Wort von Bundesfi-
nanzminister Schäuble steht: Es wird kei-
ne Reform der Gewerbesteuer gegen den
Willen der Kommunen geben.“ Die Dis-
kussionen in der Gemeindefinanzkommis-
sion würden um ein Zuschlagsmodell auf
die Einkommensteuer kreisen, eine Ab-
schaffung der Gewerbesteuer stehe nicht
zur Debatte. Die rund 240 Kongressteil-
nehmer aus ganz Baden-Württemberg
nahmen dies zufrieden zur Kenntnis. Der
Stillstand in der Kommission hatte zuletzt
für Gerüchte gesorgt, dass Widerstand aus
den Bundestagsfraktionen von CDU/CSU
und FDP Schäuble daran hindere, die von
ihm angestrebte kommunalfreundliche
Lösung zu realisieren. Gatzer gab sich alle
Mühe, die Gerüchte zu zerstreuen: Von

Stillstand könne keine Rede sein. Das Ziel,
bis Oktober 2010 Ergebnisse vorzulegen,
sei jedoch zu ehrgeizig gewesen. „Realis-
tischer ist Mitte 2011.“

Für die kommunalen Finanzentschei-
der Baden-Württembergs sind die Ver-
handlungen um die künftige Gestalt der
Gewerbesteuer wohl noch wichtiger als
für ihre Kollegen in anderen Ländern. Die
Städte, Gemeinden und Kreise in Baden-
Württemberg haben in den vergangenen
Jahren eine Achterbahnfahrt durchge-
macht. Ihre traditionell gute Finanzaus-
stattung erodierte im Zuge der Finanz- und
Wirtschaftskrise stark. Durch den Ein-
bruch des Gewerbesteueraufkommens
konnten einige Kämmerer im Südwesten
erstmals seit Bestehen der Bundesrepublik
keine ausgeglichenen Haushalte vorlegen.
2010 ging es wieder aufwärts. Im dritten
Quartal sorgte die exportorientierte Indus-
trie für sprudelnde Gewerbesteuereinnah-
men bei den Kommunen, gegenüber dem
Vorjahreszeitraum betrug das Plus knapp
38 Prozent. Auch 2011 wird mit steigen-
den Steuereinnahmen gerechnet. 

Sorge um Sozialausgaben
Die Krise scheint überwunden, doch berei-
ten den baden-württembergischen Kom-
munen die rasant steigenden Sozialausga-
ben Sorgen. Zudem befürchten viele Fi-
nanzentscheider, dass die Schuldenbremse
Bund und Länder dazu verleiten könnte,
kostspielige Aufgaben auf die Kommunen
zu schieben und bei der kommunalen Fi-
nanzausstattung zu sparen. Auch in diesen
Punkten war Gatzer bemüht, die Kommu-

nen zu beruhigen: „Der Bund will bei den
Sozialausgaben die Kosten für die Grund-
sicherung im Alter in mehreren Schritten
ganz übernehmen“, sagte er. Professor Dr.
Gisela Färber von der Deutschen Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften in
Speyer monierte, dass es dem Arbeitskreis
„Recht“ der Gemeindefinanzkommission
nicht gelungen sei, ein Mitspracherecht für
die Kommunen im Gesetzgebungsprozess
auf Bundesebene zu verankern. Es sei aber
sehr attraktiv, dass künftig die Folgekosten
von Bundesgesetzen für die kommunale
Ebene abgeschätzt werden sollen. „Das
kann viel Transparenz bringen und die Ba-
sis für eine Konsultationskultur werden.“

Die Länder müssten nun die für eine Fol-
gekostenabschätzung erforderliche Infor-
mationsgrundlage erarbeiteten.

Eine frohe Botschaft hatte Ministerprä-
sident Stefan Mappus im Gepäck. Er si-
cherte den kommunalen Finanzentschei-
dern zu, ihnen beim Konsolidierungsbei-
trag des kommunalen Finanzausgleichs
entgegenzukommen. Bisher war es üblich,
dass das Land jährlich 405 Millionen Euro
aus der Gesamtmasse des kommunalen Fi-
nanzausgleichs für eigene Zwecke ab-
zweigte. Inzwischen haben sich Landesre-
gierung und kommunale Spitzenverbände
auf einen Kompromiss geeinigt: Ab 2012
wird das Land nur noch 365 Millionen

Euro entnehmen. Bei der vom Land ange-
strebten Kostenbeteiligung der Kommu-
nen an der U3-Betreuung zeichnet sich da-
gegen keine Einigung ab. Michael Lucke,
Finanzbürgermeister der Stadt Tübingen,
und Bernd Aker, Stellvertretender Ge-
schäftsführer des Städtetages Baden-
Württemberg, erteilten dem eine klare Ab-
sage. Beide führten das Konnexitätsprin-
zip ins Feld und verwiesen auf das jüngste
Urteil des nordrhein-westfälischen Lan-
desverfassungsgerichts, das diesen
Rechtsstandpunkt der Kommunen in vol-
lem Umfang bestätigt habe. „Wenn die
Landesregierung beabsichtigen sollte, die
Kosten der U3-Betreuung auf uns abzu-
wälzen, bleibt uns nichts anderes übrig, als
in aller Freundschaft dagegen vor dem
Staatsgerichtshof zu klagen“, sagte Aker.

Dr. Gisela Meister-Schäufelen, Minis-
terialdirektorin im Stuttgarter Finanzmi-
nisterium, wollte nach dieser Kampfansa-
ge kein zusätzliches Öl ins Feuer gießen:
„Lassen Sie uns in aller Ruhe über die U3-
Betreuung reden“, meinte sie und gab auch
zu verstehen, dass die Landesregierung
das Gespräch erst nach der Landtagswahl
suchen wolle. Sie appellierte an die Soli-
darität der Kommunen mit dem Land. Die
Schuldenbremse bedeute, dass das Land
ein strukturelles Defizit von 2 Milliarden
Euro abbauen müsse. Wo dieses Geld her-
kommen soll, machte derweil Stefan
 Mappus klar: „Wir werden gegen den
 Länderfinanzausgleich klagen. Die jetzige
Regelung ist unfair.“  //

m.elbers@derneuekaemmerer.de

Kampflustige Kommunen
Kostenübernahme für U-3-Betreuung umstritten – Städte drohen auf dem 1. Baden-Württembergischen Kämmerertag mit Klage 
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Von Matthias Elbers

Mögliche Handlungsspielräume für
die finanziell arg gebeutelten NRW-
Kommunen – das war das beherr-
schende Thema auf dem 5. Kom-
munalen Finanzmarktforum der
NRW-Bank. Die geplanten Reform-
maßnahmen der Landesregierung
wurden von den Teilnehmern heftig
diskutiert. 

W
ir sind auf der Zielgeraden“,
machte Landesinnenminister
Ralf Jäger den rund 180 Teil-

nehmern der Veranstaltung in Düsseldorf
Mut. Das Gutachten der beiden Finanz-
wissenschaftler Professor Martin Junkern-
heinrich und Professor Thomas Lenk wer-
de derzeit intensiv innerhalb der Landesre-
gierung diskutiert. Die Entscheidung, wie
die geplante kommunale Teilentschuldung
an Rhein und Ruhr aussehen solle und wie
sie umgesetzt werde, stehe unmittelbar be-
vor. Details wollte Jäger in seiner Rede
aber nicht preisgeben. Nur in einem Punkt
wurde er etwas präziser: „Die Frage, ob
freiwillig oder nicht, ist noch nicht ent-
schieden. Aber aus meiner Sicht macht 
ein kommunales Teilentschuldungspro-
gramm, das für hochverschuldete Kom-
munen rechtlich nicht verbindlich wäre,
keinen Sinn.“

Minister Jäger appellierte außerdem an
die Solidarität der NRW-Kommunen un-
tereinander. Damit war er an diesem Tag
nicht allein – nur dass jeder damit etwas
anderes meinte. Tatsächlich ist der Haus-
frieden innerhalb der kommunalen Fami-
lie Nordrhein-Westfalens empfindlich ge-
stört. Der Grund ist die geplante Reform
des Gemeindefinanzierungsgesetzes
(GFG) durch die Landesregierung, die zu
einer massiven Umverteilung der Schlüs-
selzuweisung innerhalb von NRW führen
würde. Gewinner der GFG-Reform wären
die strukturschwachen Kommunen mit ho-
hen Soziallasten. Sie würden durch den

höheren Ansatz dieser Kosten bei der Be-
messung der Zuweisungen deutlich entlas-
tet. Verlieren würden dagegen die Kom-
munen mit geringeren Sozialausgaben.
Der Tendenz nach kommt es dadurch zu
einer Umverteilung aus der schwarzen Pe-
ripherie in das rote Ruhrgebiet. Ein Um-
stand, der mancherorts für Verbitterung
sorgt. Die Landesregierung sieht sich zu
der jetzigen Reform indessen durch ein
Urteil des NRW-Verfassungsgerichts ver-
pflichtet. Demnach sei ein neuer Soziallas-
tenansatz rechtlich bereits 2008 geboten
gewesen, von der damaligen schwarz-gel-
ben Regierung aber verschleppt worden,
sagte Jäger. Schließlich machte der Innen-
minister noch deutlich, dass jede Variante
für eine erfolgreiche Konsolidierung der
Unterstützung durch Berlin bedürfe: „Wir
können es nur schaffen, wenn der Bund
mitmacht“, sagte Jäger.

Kommunale Finanzagentur
In der anschließenden Diskussion war
auch die Kommunalfinanzierung ein The-
ma. Die Bereitschaft von Seiten der Ban-
ken, die Kommunen mit Krediten zu ver-
sorgen, habe deutlich nachgelassen, waren
sich die Teilnehmer einig. Klaus Rupprath,
Bereichsleiter Kapitalmärkte der NRW-
Bank, regte eine gemeinsame kommunale
Schuldenaufnahme auf dem Kapitalmarkt
über eine Finanzagentur an.

Kopfschütteln erntete dagegen Her-
mann Hupe, Bürgermeister der Stadt
 Kamen, für seine Forderung, künftig nur
diejenigen Größen als Kriterien für den
Haushaltsausgleich heranzuziehen, die
cashflowrelevant seien. Zwar teilten die
anwesenden Kämmerer seine Einschät-
zung, dass aufgrund wachsender Abschrei-
bungen der Haushaltsausgleich im Rah-
men des neuen kommunalen Finanzmana-
gements immer schwerer werde. Einem
derartig unverhohlenen Rückfall in kame-
rale Urstände, wie von Hupe propagiert,
wollte dann aber doch niemand zustim-
men.  //

m.elbers@derneuekaemmerer.de

Ruf nach Bundeshilfe
5. Kommunales Finanzmarktforum der NRW-Bank

Frohe Botschaft für die Kommunen: Ministerpräsident Stefan Mappus bei seinem Vortrag auf dem 
1. Baden-Württembergischen Kämmerertag in den Räumen der L-Bank in Stuttgart.
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Ludwigshafen
Feid wird Kämmerer

Der 44-jährige Die-
ter Feid wird neuer
Kämmerer der Stadt
Ludwigshafen am
Rhein. Er soll vom 1.
Juli 2011 an das De-
zernat für Ordnung,
Finanzen und Bür-
gerdienste überneh-

men. Feid ist SPD-Mitglied, die Partei hat-
te das Vorschlagsrecht für das Ludwigsha-
fener Dezernat. Der Diplom-Finanzwirt
tritt die Nachfolge von Wilhelm Zeiser an,
der seit 1990 Kämmerer der Stadt war und
in diesem Jahr in den Ruhestand geht. Sein
designierter Nachfolger Feid wechselt aus
Mainz nach Ludwigshafen, er leitete zu-
letzt das Büro des rheinland-pfälzischen
Ministers für Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau, Hendrik Hering. 

Krefeld
Cyprian zum Kämmerer
 gewählt

Ulrich Cyprian über-
nimmt das Amt des
Kämmerers der Stadt
Krefeld: Der 43-jäh-
rige Volljurist wurde
im Dezember vom
Stadtrat für acht Jah-
re zum Beigeordne-
ten gewählt und

gleichzeitig zum Stadtkämmerer bestellt.
Davor war Cyprian seit 2003 Erster Beige-
ordneter und Stadtkämmerer von Dorma-
gen. In Krefeld tritt er die Nachfolge von
Manfred Abrahams an, der im Juni 2010

als Stadtdirektor in die Landeshauptstadt
Düsseldorf gewechselt war. Die Suche und
Auswahl des neuen Krefelder Kämmerers
hatte sich länger hingezogen. Cyprian
musste sich gegen insgesamt 93 Mitbe-
werber durchsetzen; die sich bei der Stadt
Krefeld beworben hatten beziehungsweise
von einem beauftragten Beratungsunter-
nehmen ausgewählt worden waren.

Wesel
Fritz tritt Amt in Wesel an

Paul-Georg Fritz am-
tiert seit dem 1. Feb-
ruar als Kämmerer
und Beigeordneter
der Stadt Wesel. Der
45-jährige Jurist war
seit Januar 2008 als
Beigeordneter und
Kämmerer für die

Stadt Neukirchen-Vluyn tätig. In Wesel
folgt er auf Gabriele C. Klug, die seit An-
fang Dezember Stadtkämmerin von Köln
ist.

Schwelm
Schweinsberg ist Kämmerer

Ralf Schweinsberg
ist neuer Kämmerer
der Stadt Schwelm
im Ennepe-Ruhr-
Kreis. Der 48-jährige
D i p l o m - Ve r w a l -
tungswirt trat sein
Amt zum 1. Februar
an. Er war zuletzt

Geschäftsführer der Landesgartenschau
NRW in Hemer. Davor war er in Düssel-
dorf als Projektleiter mit dem Aufbau des

Controllings und Berichtswesens im Zuge
der NKF-Einführung betraut.

Papenburg
Jungclaus ohne Nachfolger

Am 28. Februar 2011 endet die achtjährige
Amtszeit von Papenburgs Kämmerer Gun-
nar Jungclaus. Einen Nachfolger gibt es
nicht, denn die Wahl des vorgeschlagenen
CDU-Ratsherrn Hermann Wessels schei-
terte im Dezember 2010. Ein Termin für
Neuwahlen steht noch nicht fest. Jung-
claus’ Aufgaben werden bis auf Weiteres
auf verschiedene Schultern verteilt. 
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Letzte Runde

Mühlheim am Main
Tybussek neuer Bürgermeister

Die Bürger von Mühlheim am Main
(Landkreis Offenbach) haben Daniel Ty-
bussek (SPD) zum neuen Bürgermeister
gewählt. Der 33-Jährige setzte sich mit
59,2 Prozent der Stimmen gegen den bis-
herigen Amtsinhaber Bernd Müller (CDU)
durch. Die Wahlbeteiligung lag bei 43,1
Prozent. Wahlberechtigt waren knapp
20.800 Bürger.

Zwiesel
Steininger gewinnt Stichwahl

Franz Xaver Steinin-
ger ist von den Bür-
gern der niederbaye-
rischen Stadt Zwie-
sel zum neuen Bür-
germeister gewählt
worden. Der partei-
lose Steininger setzte
sich in der Stichwahl

mit 60,57 Prozent der Stimmen gegen Eu-
gen Stadler durch (CSU). Die Wahlbeteili-
gung lag bei 62,3 Prozent. Der 45 Jahre al-
te Steininger ist Nachfolger des bisherigen
Rathauschefs Robert Zettner. Der CSU-
Politiker musste sein Amt Ende 2010 we-
gen einer Erkrankung am Rückenmark
niederlegen. Der Stadtrat hatte eine Ruhe-
standsversetzung beschlossen.

Bürgermeister

Flensburg
Faber gewinnt OB-Wahl

Simon Faber hat sein
Amt als neuer Ober-
bürgermeister von
Flensburg zum 15.
Januar angetreten.
Der 42-jährige Kan-
didat des Südschles-
wigschen Wähler-
verbands (SSW) hat-

te sich in einer Stichwahl mit 54,8 Prozent
der Stimmen gegen die parteilose Gegen-
kandidatin Elfi Heesch durchgesetzt. Der
vorherige Amtsinhaber Klaus Tscheu-
schner (CDU) war nicht erneut zur Wahl
angetreten. 

Ehingen
Baumann folgt auf Krieger

Alexander Baumann hat Ende Dezember
sein Amt als neuer Oberbürgermeister von
Ehingen (Baden-Württemberg) angetre-
ten. Der bisherige Finanzbürgermeister
war im Oktober 2010 mit sagenhaften 99
Prozent der abgegebenen Stimmen ge-
wählt worden. Die Wahlbeteiligung lag bei
34,6 Prozent. Der 48-jährige Diplom-Ver-
waltungswirt hat die Nachfolge von Jo-
hann Krieger angetreten, der nach 25
Amtsjahren nicht mehr zur Wahl angetre-
ten war.

Oberbürgermeister

Plön
Ladwig wird Landrätin

Die 44-jährige parteilose Verwaltungsju-
ristin Stephanie Ladwig aus Hattstedt
(Nordfriesland) ist vom Kreistag zur neu-
en Landrätin des Kreises Plön gewählt
worden. Sie erhielt im ersten Wahlgang 31

der insgesamt 55 Stimmen des Kreistags.
Auf ihren Gegenkandidaten, den Kieler
Stadtrat für Finanzen Gerd Meyer (CDU)
entfielen 22 Stimmen. Ladwig wird ihr
Amt am 1. Mai 2011 antreten. Der amtie-
rende Plöner Landrat Dr. Volkram Gebel
war aus Altersgründen nicht erneut zur
Wahl angetreten.

Landräte

Verbände

E
rinnern Sie sich noch
an früher? An die
Zeit vor ein paar

Jahren, als Männer noch
Männer waren und Frau-
en noch Frauen? Heute
spricht man eher von
männlichen und weibli-
chen Geschlechterrollen.
Das Thema hat Konjunk-
tur. Keine Universität kommt
heute noch ohne ein Institut
für „Gender Studies“ aus.
Doch damit nicht genug. Eine
Gender-Industrie ist entstanden, die aus
den Unterschieden zwischen Mann und
Frau ein Geschäftsmodell entwickelt hat.
Getreu dem Motto, dass jede Differenz ei-
ne Diskriminierung sei, haben sich ganze
Heerscharen von Gleichstellungs- und
Frauenbeauftragten in Ämtern und Unter-
nehmen eingerichtet und suchen ange-
strengt das Terrain nach Benachteiligten
und Opfern ab. Der Gender-Main-
streaming-Komplex entdeckt immer neue
Betätigungsfelder und nährt sich so selbst. 

Damit kein Missverständnis entsteht:
Unbestritten ist, dass es in den zurücklie-
genden Jahrzehnten viele wichtige und
richtige Maßnahmen zur rechtlichen
Gleichstellung von Mann und Frau gege-
ben hat. Doch inzwischen drängt sich der
Verdacht auf, dass man – oder besser:
Frau – es auch zu weit treiben kann. Einer
dieser Auswüchse des Gender Mainstrea-
mings ist das sogenannte Gender Budge-
ting: Dem Gender Budgeting liegt die
Überzeugung zugrunde, dass die Auswir-
kungen öffentlicher Ausgaben auf Frauen
und Männer grundsätzlich ungleich und
damit per se ungerecht sind. Die Heraus-
forderung für die Anhänger dieses Ansat-
zes besteht nun darin, Kennzahlen zu ent-
wickeln, mit denen sich dies auch irgend-
wie nachweisen lässt. Berlin sieht sich da-
bei in einer Vorreiterrolle. Die Bundes-

hauptstadt hat sich unlängst
richtig ins Zeug gelegt und für

eine Gender-Budgeting-Kon-
ferenz eifrig nach Proble-
men gesucht, die vorher nie-
mand kannte. Dabei nahm
man sich im Rahmen einer
Studie auch den Nahver-

kehrsplan vor.
Zunächst einmal mussten

Rohdaten her. Mit viel Auf-
wand wurde eine detaillierte

Erhebung durchgeführt: Das
dramatische Ergebnis: Der

Anteil der ÖPNV-Nutzer liegt
bei Frauen um 3 Prozentpunkte höher als
bei Männern. In einer nicht repräsentati-
ven Einzelfallanalyse wurde dann noch
festgestellt, dass auf einer bestimmten
Buslinie Frauen mit Kinderwagen aus
Platzgründen ab und an auf den nächsten
Bus warten mussten. Derselbe Schicksals-
schlag traf auf dieser Linie freilich auch
Menschen ohne Kinderwagen, darunter
sollen sich sogar Männer mit Bierkisten
befunden haben. Etwas enttäuscht klingt
denn auch das Fazit der Studie: „Durch
das Instrument Nahverkehrsplan und des-
sen Umsetzung durch die Verkehrsverträ-
ge gelingt die gendergerechte Verwen-
dung der für den ÖPNV zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel“, heißt es ein-
silbig. Der Gender-Industrie geht die Ar-
beit aber trotzdem nicht aus. Ein Report
sieht schon ein neues Problem am Hori-
zont nahen: Es gelte, den Blickwinkel der
Gleichstellungspolitik zu erweitern, um
die Rolle von Männern „im Prozess der
notwendigen Veränderung von einschrän-
kenden Geschlechtsrollen“ stärker zu the-
matisieren. Es müsse „die Aufmerksam-
keit für Probleme und Benachteiligungen
erhöht werden, die mit der männlichen
Geschlechtsrolle verbunden sind“. In
 Berlin wird ein Therapeutentraum Wirk -
lichkeit: eine Welt voller Opfer. //

Geschlechtergerecht

Sascha Duis

Kämmerer/Finanzdezernenten

Städtetag Baden-Württemberg
Bosch ist neue Präsidentin

Der Städtetag Ba-
den-Württemberg
hat eine neue Präsi-
dentin. Barbara
Bosch, Oberbürger-
meisterin aus Reut-
lingen, wurde im Ja-
nuar vom Vorstand
ins Amt gewählt.

Nach sechs Jahren an der Spitze des
Städte tages ist Ende 2010 der Ulmer Ober-
bürgermeister Ivo Gönner als Präsident
turnusgemäß aus dem Amt ausgeschieden.
Als stellvertretende Präsidenten stehen
Bosch nun Dr. Dieter Salomon, Oberbür-
germeister aus Freiburg im Breisgau, und
der Stockacher Bürgermeister Rainer Stolz
zur Seite. Seit 2003 ist die neue Präsiden-
tin bereits Oberbürgermeisterin der Stadt
Reutlingen, davor war sie sechs Jahre lang
Bürgermeisterin in Fellbach.


